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Die Wahlen in Pakistan am 8. Februar ergaben ein geteiltes Mandat. Trotz schwerer Repressionen
vor der Wahl und Manipulationen am Wahltag gewannen „unabhängige“ Kandidat:innen, die von
Imran Khans Partei Pakistan Tehreek-e-Insaf (PTI; Pakistanische Bewegung für Gerechtigkeit)
unterstützt wurden, 92 der 266 direkt gewählten Sitze. Nawaz Sharifs Pakistan Muslim League –
Nawaz (PML-N) erhielt trotz der Unterstützung durch das militärische Establishment nur 75 Sitze.
Die Pakistanische Volkspartei (PPP) der Bhutto-Dynastie kam mit 54 Sitzen auf den dritten Platz.

Daneben werden den Parteien weitere Mandate aus den 70 für Frauen und religiöse Minderheiten
reservierten Sitzen zugewiesen. Da diese Plätze unabhängigen Kandidat:innen nicht zur Verfügung
stehen, haben sich Khans „Unabhängige“ mit der Majlis Wahdat-i-Muslimeen (MWM)
zusammengeschlossen, einer religiösen Partei der schiitischen Sekte, die einen Sitz in der
Nationalversammlung von Khyber Pakhtunkhwa gewonnen hat. Die von der PTI unterstützten
Unabhängigen haben eine ähnliche Koalition mit der Jamaat-e-Islami (Islamische Gemeinschaft) in
der Provinzversammlung von Khyber Pakhtunkhwa vorgeschlagen, doch wurde dieses Angebot
bisher nicht angenommen.

In anderen Provinzparlamenten wie im Punjab behielt die PML-N ihre Mehrheit, während die PPP in
Sindh die Mehrheit bewahren konnte. Die PPP wird wahrscheinlich auch in Belutschistan ein
Bündnis mit den nationalistischen Parteien eingehen. In Khyber Pakhtunkhwa dominierten die
„Unabhängigen“.

Stimmen und Mandate

In der Zwischenzeit haben die PML-N und die PPP ihr eigenes Bündnis mit vier anderen Parteien
geschlossen, nämlich der Muttahida Qaumi Movement – Pakistan (MQM-P; Vereinigte
Volksbewegung), der Pakistan Muslim League – Quaid (PML-Q), der Istehkam Pakistan Party (IPP;
Pakistanische Partei für Stabilität) und der Belutschistan Awami Party (BAP; Belutschische
Volkspartei). Damit kommen sie auf 152 Sitze, was sie zusammen mit den reservierten Mandaten
über die für eine Regierungsbildung erforderlichen 169 Stimmen bringt. In dieser Koalition fehlt
Maulana Fazal-ur-Rehman von der Jamiat Ulema-e-Islam (Fazl), JUI (F) (Versammlung Islamischer
Kleriker [Fazl]). Er war Vorsitzender der Pakistanischen Demokratischen Bewegung (PDM), die
2020 als Bewegung gegen die angebliche Manipulation der Wahlen von 2018 gegründet wurde, die
Imran Khan an die Macht brachten, und eine wichtige Kraft hinter Khans Sturz 2022. Die anderen
Mitglieder der PDM haben sich der Regierungskoalition angeschlossen. Die JUI (F) fällt unter das
parlamentarische Dach der Jamiat Ulema-e-Islam Pakistan, die nur vier Sitze in der
Nationalversammlung erreichte. Die Partei hat die „manipulierten“ Ergebnisse zurückgewiesen.

Der PPP-Vorsitzende Asif Ali Zardari erklärte, dass seine Partei und die PML-N zwar getrennt zu den
Wahlen angetreten seien, sich nun aber im „Interesse der Nation“ zusammengeschlossen hätten.
Nawaz Sharifs Tochter Maryam Nawaz ist für das Amt der Ministerpräsidentin in der Pandschab-
Provinz vorgesehen, während ihr Bruder Shehbaz Sharif als Kandidat für das Amt des
Ministerpräsidenten auserkoren wurde. Es gibt Andeutungen, dass Zardari Staatspräsident werden
soll.
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Die Wahlergebnisse zeigten auch eine massive Ablehnung der religiösen Parteien. Die JUI (F) verlor
Sitze. Die klerikalfaschistische Tehreek Labbaik Pakistan (Bewegung „Hier bin ich!“ Pakistan)
erhielt in keinem einzigen Wahlkreis mehr als fünf Prozent der Stimmen. Die Jamaat-e-Islami
versuchte, in Städten wie Karatschi von der Antimanipulationskampagne der PTI zu profitieren,
jedoch ohne Erfolg. Ihr Chef in Karatschi gewann zwar ein Mandat in der Provinzversammlung, gab
es aber mit der Begründung wieder auf, dass in Wirklichkeit der von der PTI unterstützte Kandidat
gewonnen habe. In Khyber Pakhtunkhwa hatte diese islamistische Partei drei Sitze errungen, doch
kurz nachdem Nachrichten über eine Regierungskoalition mit der PTI in der Provinz aufgetaucht
waren, führte eine Neuauszählung dazu, dass die Kandidat:innen der Partei ihre Sitze an
Unabhängige verloren.

„Gestohlenes Mandat“

Das harte Vorgehen gegen die PTI vor den Wahlen war so heftig, dass man davon ausging, dass die
PML-N bei den Wahlen einen klaren Sieg davontragen würde. Khan und andere führende
Politiker:innen wurden disqualifiziert, nach Verurteilungen ins Gefängnis gesteckt und/oder von der
Kandidatur ausgeschlossen. Einige Parteiführer:innen liefen über. Die PTI wurde ihres Wahlsymbols
beraubt und ihre Bewerber:innen mussten als Unabhängige antreten und durften keinen Wahlkampf
führen. Das Internet wurde am Tag der Wahl abgeschaltet.

Doch trotz dieser weit verbreiteten Repression konnten die von der PTI unterstützten
Kandidat:innen am Wahltag Siege verbuchen. Die Ergebnisse der Wahllokale werden förmlich auf
dem „Formular 45“ festgehalten, das die Grundlage für die spätere Zusammenstellung der
Ergebnisse in den Wahlkreisen bildet. Es wird nicht nur vom Vorsitzenden des Wahllokals
unterzeichnet, sondern auch von Vertretungen der anwesenden Kandidat:innen, die als Zeug:innen
des Vorgangs fungieren. Die Wahllokale sind gesetzlich verpflichtet, Kopien des Formulars öffentlich
auszuhängen, um die Rechenschaftspflicht und Transparenz der Wahlen zu gewährleisten. Die
Formulare werden dann dem/r Leiter:in des Wahlkreises vorgelegt, der/die die Ergebnisse aller
Wahllokale zusammenzählt, die Endergebnisse zusammenstellt und diese auf dem „Formular 47“
vermerkt. Die beiden Formulare standen im Mittelpunkt der Kontroverse um die Wahlergebnisse in
Pakistan.

Laut den Formularen 45 erklärte die PTI 170 Sitze als gewonnen. Auf den Formblättern 47 wurden
jedoch nur 93 Sitze für die von der PTI unterstützten Unabhängigen ausgewiesen. Die Partei hat die
Ergebnisse gerichtlich angefochten und behauptet, dass die auf den Formblättern 47 ausgewiesenen
Ergebnisse erheblich von den Angaben auf den Formblättern 45 abweichen. In anderen Fällen
berichteten die Kandidat:innen, dass ihren Wahlhelfer:innen das Formular 45 von den
Wahlleiter:innen verweigert wurde, obwohl mehrere Stunden nach Wahlschluss vergangen waren.
Die PTI behauptet, dies sei geschehen, um die Wahlergebnisse zu manipulieren.

Inoffizielle Wahlergebnisse, die von den Medien auf Grundlage der Formulare 45 und 47 gemeldet
wurden, zeigten eine Reihe von Siegen für die PTI. Die Medien wurden jedoch an der Ausstrahlung
der Wahlergebnisse gehindert, die sich um Stunden verzögerte. Nach 12 Stunden wurden die
Ergebnisse bekanntgegeben, die einen Sieg der PML-N, der PPP und der MQM in vielen Sitzen
zeigten, die die PTI nach den Formblättern 45 und 47 gewonnen hatte.

Bei Bekanntgabe der vorläufigen Wahlresultate lag Nawaz Sharif, der ursprünglich als Kandidat für
das Amt des Premierministers vorgesehen war, mit einem Abstand von 13.000 Stimmen hinter der
von der PTI unterstützten Yasmin Rashid. Nach 12 Stunden wurden die Ergebnisse zugunsten von
Nawaz Sharif bekannt gegeben.



Die Massen haben gesprochen

Die Wahlbeteiligung hat überdeutlich gezeigt, dass die Massen das harte Vorgehen gegen die PTI
ablehnen. So sehr der Staat mit Verurteilungen, Inhaftierungen und Verleumdungen auch zeigen
wollte, dass die Ära der PTI vorbei ist, die Wähler:innen machten sie dennoch zur größten Partei,
was die Zahl der Sitze angeht.

Die PTI hat behauptet, sie habe vor der Manipulation der Ergebnisse 170 Sitze errungen. Selbst
wenn man Übertreibungen zulässt, ist es ziemlich offensichtlich, dass die Ergebnisse in mindestens
10 Bezirken in Karatschi und rund 30 Sitzen in der Provinz Punjab und anderen Gebieten zugunsten
der PML-N und PPP verändert wurden.

Die hohe Wahlbeteiligung war nicht nur Ausdruck der Wut über Wahlmanipulationen, sondern auch
über die steigenden Lebenshaltungskosten und das unerträgliche Elend, das der Internationale
Währungsfonds (IWF) auferlegt hat. Die PTI ist keine Anti-IWF-Partei, vielmehr hat Khan das jüngste
Hilfspaket eingebracht. Dadurch verlor er zwar an Unterstützung, doch nachdem er sich mit dem
militärischen Establishment überworfen hatte, lehnte er einige der IWF-Bedingungen ab, die dann
von der nachfolgenden geschäftsführenden Regierung umgesetzt wurden, so dass die PTI als
Gegnerin des IWF auftreten konnte. Das harte Vorgehen des militärischen Establishments gegen die
PTI stärkte dann ihren Status als wichtigste Oppositionspartei.

Eine neoliberale Regierung

Die PTI hat die Wahlergebnisse rechtlich angefochten. Das Ergebnis bleibt abzuwarten, aber es ist
offensichtlich, dass den pakistanischen Massen im Hinblick auf die Wirtschaftspolitik der
kommenden Regierung dunkle Zeiten bevorstehen.

Abgesehen von den Lippenbekenntnissen zur Schaffung von Arbeitsplätzen und Entwicklung ist die
PML-N eine Partei des Großkapitals und eine Sklavin ihrer Herr:innen in den USA, China und den
Golfstaaten. Die Auflagen des IWF-Programms werden nur noch strenger werden. Sobald eine neue
Regierung an der Macht ist, wird sie das Diktat des IWF umsetzen müssen. Angesichts der
Opposition der PTI ist es unwahrscheinlich, dass die nächste Regierung stark sein wird. Gleichzeitig
wird die Regierung auch die wirtschaftliche Agenda des militärischen Establishments durchsetzen
müssen. Obwohl die PPP in einer Koalition sitzt, wird sie die Unzufriedenheit, mit der die neue
Regierung wahrscheinlich schon bald konfrontiert sein wird, mit Sicherheit ausnutzen, weshalb sie
sich als volksnahe Alternative präsentiert. Die vermeintliche Ablehnung der IWF-Bedingungen durch
die PTI wird ihre Unterstützung in der Bevölkerung wahrscheinlich noch verstärken, auch wenn dies
ein Irrtum sein mag.

Unterdessen ist der erwartete massive Sieg von Nawaz Sharif nicht eingetreten. Meinungsumfragen
hatten darauf hingedeutet, dass die PML-N in ihrer Hochburg Punjab immer noch vor der PTI liegen
würde. Er war so zuversichtlich, dass er nur wenige Stunden nach Schließung der Wahllokale eine
Siegesrede hielt. Diese Träume zerschlugen sich, als die Ergebnisse bekanntgegeben wurden. Seine
Partei konnte kaum die Hälfte der Sitze im Punjab gewinnen, und fast alle übrigen gingen an die von
der PTI unterstützten „Unabhängigen“ verloren. Die Niederlage kann mit Sicherheit auf die
jahrzehntelange Korruption der Partei zurückgeführt werden. An der Regierung konzentrierte sich
Shehbaz Sharif darauf, die Anklagen gegen seinen Bruder fallen zu lassen und gleichzeitig die
Politik des IWF durchzusetzen. Die massive Inflation und die weit verbreitete Arbeitslosigkeit haben
die Basis der Partei erschüttert.

Heute ist sich Sharif wahrscheinlich bewusst, dass, selbst wenn seine Partei vorerst die Regierung
bilden mag, das geteilte Mandat immer Raum für ein Manöver gegen ihn lässt, sobald er in der



Gunst des Militärs zurückfällt. Die Kombination aus der Tatsache, dass die PTI eine wichtige Partei
des Großkapitals ist, und Khans narzisstischer Persönlichkeit wird dazu führen, dass die PTI-
Führung immer bereit sein wird, ihre Wähler:innenschaft zu verraten, wann immer sich die
Gelegenheit bietet.

Kurzum, es ist sicher, dass eine schwache und instabile Regierung einer frustrierten Opposition
gegenüberstehen wird.

Kandidat:innen der Arbeiter:innenklasse

Die meisten Stimmen bei der Wahl waren entweder für oder gegen Khan. Diese Polarisierung ließ
wenig Raum für Vertreter:innen der Arbeiterklasse. Abgesehen von einem Kandidaten der
kommunistischen Mazdoor Kissan Party (Kommunistische Arbeiter:innen- und Bäuer:innenpartei),
der in Charsadda, Khyber Pakhtunkhwa, 10.000 Stimmen erhielt, konnte keiner der anderen
Bewerber:innen linker Parteien und Organisationen die 1.500-Stimmen-Marke deutlich
überschreiten.

Linke Kandidat:innen wie Ammar Ali Jan von der Haqooq-e-Khalq-Partei (HKP) erklärten, dass ihre
Wahlniederlage unter anderem darauf zurückzuführen sei, dass die Menschen über nationale
Themen und damit für Parteien mit nationaler Präsenz abgestimmt hätten. Er schrieb, dass wir den
Klassenkampf verschärfen und die Themen, mit denen die Massen konfrontiert sind, im nächsten
Fünfjahreszeitraum in den nationalen Mainstream einbringen müssen.

Der Weg nach vorn

Auch wenn Ammar Ali Jan damit recht hat, möchten wir hinzufügen, dass dies einen zweigleisigen
Ansatz erfordert. Erstens, der Aufbau einer Einheitsfront der Arbeiter:innen und Unterdrückten, um
die Angriffe des IWF und seiner unterwürfigen Regierung zu bekämpfen. Zweitens, der Aufbau einer
Arbeiter:innenpartei auf Grundlage eines revolutionären Aktionsprogramms.

Erstgenanntes wird der Linken in Pakistan helfen, eine ernstzunehmende Kraft zu werden. Keine der
kleinen, isolierten Gruppen mit Hunderten von Mitgliedern kann allein eine wirksame Verteidigung
auf die Beine stellen. Wir müssen uns für ein gemeinsames Vorgehen gegen den IWF
zusammenschließen. Wir rufen alle Gewerkschaften und Arbeiter:innen- sowie feministische und
fortschrittliche Organisationen auf, sich an einer solchen antikapitalistischen, gegen den IWF
gerichteten Einheitsfront zu beteiligen.

Das Zweite, die Schaffung einer revolutionären Arbeiter:innenpartei, ist entscheidend für die
Gewährleistung selbst aller grundlegenden demokratischen Forderungen. Wie die Erfahrung dieses
und aller vergangenen sozialen Kämpfe gezeigt hat, werden die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie in dem Moment deutlich, in dem der Kampf beginnt, eine echte Dynamik zu entwickeln.
Wir brauchen eine Partei der Arbeiter:innenklasse, die nicht nur für grundlegende demokratische
und wirtschaftliche Rechte kämpfen kann, sondern auch in der Lage ist, einen Kampf zum Aufbau
von Arbeiter:innenorganisationen zu führen, die diese Rechte tatsächlich garantieren können. Das
ist die Lehre, die wir aus den arabischen Revolutionen oder dem jüngsten Aufstand im Iran ziehen
müssen. Ohne Organisationen wie demokratische Gewerkschaften, Arbeiter:innenräte und die
Mittel, sie zu verteidigen, ist die Gefahr groß, dass durch den Kampf errungene Rechte
verlorengehen. Jedes Eintreten für Demokratie oder soziale Fragen muss mit dem Bestreben für den
Aufbau von Organisationen und Strukturen verbunden sein, die die Macht übernehmen und halten
können. Dafür brauchen wir eine Partei der Arbeiter:innenklasse, die eine solche Revolution
anführen und eine auf diesen Strukturen basierende Arbeiter:innenregierung bilden kann, um den
bestehenden kapitalistischen Staat zu ersetzen, das Kapital zu enteignen, eine Sofortprogramm im



Interesse der Arbeiter:innen und Bäuer:innen umzusetzen und die Wirtschaft auf der Grundlage
demokratischer Planung zu reorganisieren.


